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Warum? Eine Antwort auf diese
Frage gab es auch am Tag nach
der schrecklichenTat noch nicht.
Was hat Farhad N. angetrieben,
seinen cremefarbenenMini Coo-
permitAbsicht in eineMenschen-
menge zu lenken. Warum war
ausgerechnet ein Demonstra-
tionszug der Gewerkschaft Verdi
sein Ziel, die in München fried-
lich für mehr Lohn und bessere
Arbeitsbedingungen demonstrie-
ren wollte? Warum am Tag vor
Beginn der Münchener Sicher-
heitskonferenz, die die Stadt
ohnehin Jahr für Jahr in denAus-
nahmezustand versetzt?

Auf alles gibt es noch keine
Antwort.Nur eines scheint inzwi-
schen unabweisbar klar zu sein:
FarhadN.wollte offenbarmit sei-
nem Auto Männer, Frauen, Kin-
der verletzen, vielleicht sogar
töten aus religiösemFanatismus.

«Nach allem,waswirwissen», so
gibt die ermittelnde Oberstaats-
anwältin gestern bei einer Pres-
sekonferenz in München nüch-
tern zu Protokoll, habe FarhadN.
seinen Wagen «bewusst» in die
Menge gefahren.Manmüsse «von
einer islamistischen Tatmotiva-
tion sprechen».

Bisher nicht aufgefallen
Also ein weiterer Anschlag, der
sich in die Serie von Attentaten
und Attentatsversuchen der ver-
gangenen Wochen und Monate
einreiht, bei denen dieTäter aus-
ländische Wurzeln haben und
meist einen islamistischen Hin-
tergrund. 36 Menschen wurden
dabei amDonnerstagmorgen auf
offener Strasse in der Nähe des
MünchenerHauptbahnhofs zum
Teil schwer verletzt. Zwei von
ihnen schwebten gestern noch in

Lebensgefahr, unter ihnen ein
zweijähriges Mädchen.

Für ein religiösesMotiv gibt es
inzwischen mehrere Anhalts-
punkte.Der jungeMann hat nach
Angaben der Ermittler unmittel-
bar nach seinerFestnahmedurch
Polizisten,die denVerdi-Demons-
trationszug begleitet hatten, «All-
ahu akbar» gerufen,Gott ist gross,
und gebetet. In seinen Chats sei
«eine gewisse islamistische Aus-
richtung feststellbar», so die
Oberstaatsanwältin. Er habe sich
selbst als religiös bezeichnet, be-
suchte offenbar regelmässig eine
Moschee.Allerdings sei nach bis-
herigen Erkenntnissen in seinen
Chats keine Radikalisierung fest-
stellbar. In einer ersten Verneh-
mung habe er nicht ausdrücklich
gesagt, dass er «Ungläubige»
habe töten wollen. Und Anhalts-
punkte fürVerbindungen zu isla-

mistischen Organisationen habe
man bisher auch nicht gefunden.

Dafüraberoffenbarviele Posts,
die ihn als Bodybuilder auswei-
sen. Fotos, auf denen er stolz
neben seinem Mini posiert. Ein
junger Mann mit ausländischen
Wurzeln und auf den ersten Blick
bestens integriert. Geborenwur-
de Farhad N. 2001 in Kabul. 2016
kommt ernach Europa, als Teen-
ager. Wenig später beantragt er
Asyl. Der Antrag wird abgelehnt,
weil er die Fluchtgründe, so steht
es imUrteil, offenbar «nur erfun-
den»hat.DenVerfassungsschutz-
behörden war der Mann bisher
nicht als Extremist bekannt. Er ist
auch nicht im Zusammenhang
mit Gewaltdelikten aufgefallen.
Bayerns Ministerpräsident Mar-
kus Söder sagte am Donnerstag-
abend: «Die äusseren Umstände
sprechen nicht automatisch für

eine klassische Attentäter-Situa-
tion.» Und: «Bisherige extremis-
tische Hintergründe sind jeden-
falls auf den ersten Blick nicht so
leicht erkennbar.» Dabei blieben
die Ermittler auch gestern.

Der erhobene Zeigefinger
Aber sie prüfen alles, was sie in
die Hände bekommen. Vor allem
Profile auf InstagramundTiktok,
von denen Polizei und Verfas-
sungsschutz annehmen, dass sie
FarhadN. zuzuordnen sind:Nicht
nur ist der Name in der Profil-
beschreibungdergleiche,da steht
auch, dass er in München lebe
und aus Afghanistan komme.

Dazu finden sich nach Recher-
chen dieserRedaktion Bilder, auf
denender Inhaberdes Profils eine
Jacke und Sneaker trägt, die bis
ins Detail aussehenwie die Jacke
und die Sneaker, die der Fest-

genommene trug.Und: Fotos, auf
denen er an einem cremefarbe-
nen Mini Cooper posiert. Einem
Auto, wie es für die Tat verwen-
detwurde. Das letzte Foto, das er
am Montag auf Instagram hoch-
geladen hat, scheint etwas älter
zu sein: FarhadN. trägt darauf ein
Shirt mit kurzen Ärmeln und
lächelt in die Kamera.Dazu hat er
auf Arabisch geschrieben: «Oh
Allah, beschütze uns immer», da-
hinter zwei Emojis. Eines von der
Kaaba, dem würfelförmigen Ge-
bäude im Innenhof der Moschee
in Mekka. Und einen erhobenen
Zeigefinger – ein Handzeichen,
das den Monotheismus im Islam
symbolisiert. Eine alltäglicheGes-
te fürMuslime, die aber auchvon
Islamisten missbraucht wird.

Sebastian Erb, Christoph
Koopmann und Lea Weinmann

Was nur hat den jungen Afghanen zum religiös fanatisierten Attentäter gemacht?
Attentat im München Der 24-jährige Farhad N. fuhr mit einem Auto in Streikende und verletzte mehr als 30 Personen.

SimonWidmer

Donald Trump läutet eine neue
Etappe imKampf gegenMexikos
Drogenkartelle ein. Bereits an
seinem erstenAmtstag hat er ein
Dekret unterzeichnet, gemäss
demDrogenkartelle als terroris-
tische Organisationen eingestuft
werden. Damit haben die USA
härtere Mittel in der Hand, um
gegen die Kartelle vorzugehen:
mehr Kompetenzen für die Ge-
heimdienste, um die Kartelle zu
infiltrieren, Festnahmen von
Angehörigen der Kartelle in den
USA, intensive Überwachung der
Finanzkonstrukte.

In Mexiko ist die Angst vor
einemSouveränitätsverlust gross.
Präsidentin Claudia Sheinbaum
befürchtet US-Militäraktionen
aufmexikanischemBoden,die zu
einer weiteren Gewalteskalation
führen. Das wird Donald Trump
aberkaumvon seinenPlänen ab-
halten.Bereits hat die «NewYork
Times» die Liste derKartelle ver-
öffentlicht, dievomneuenDekret
betroffen sein werden.

—Das Sinaloa-Kartell:
Die Erben von El Chapo
Das Sinaloa-Kartell ist die be-
kannteste kriminelle Organisati-
onMexikos.Es ist in über50Län-
dern aktiv und arbeitet mit
kriminellenOrganisationenwelt-
weit zusammen.Berüchtigt ist es
vor allem für die Produktion von
Fentanyl. Die synthetische Dro-
gewird inMassen in die USA ex-
portiert, wo sie eine Epidemie
ausgelöst hat. 2023 starben in
den USA 75’000 Menschen we-
gen ihres Fentanyl-Konsums.

Lange hat der Drogenbaron
Joaquín «El Chapo» Guzmán die
Geschäfte kontrolliert. 2001 und
2015 gelang ihm die Flucht aus
mexikanischen Sicherheitsge-
fängnissen. 2016wurde er erneut
festgenommen, seit 2017 steckt
El Chapo in einem US-Hochsi-
cherheitsgefängnis. Seitherwird
das Sinaloa-Kartell durch inter-
neMachtkämpfe geschwächt.Ak-
tuell stehen sich zwei Fraktionen

unversöhnlich gegenüber: dieje-
nige von Ismael «ElMayo» Zam-
bada und die Chapitos, angeführt
von einigen Söhnen El Chapos.

—Das Jalisco-Kartell:
Ein neuer Player
Das Kartell mit dem sperrigen
Namen Cártel de Jalisco Nueva

Generación (CJNG) ist ein relativ
neuerPlayer in der organisierten
Kriminalität Mexikos. Vom zen-
tralmexikanischen Bundesstaat
Michoacán aus hat es in den ver-
gangenen Jahren rasant expan-
diert. Aktuell ist das CJNG in
mehreren Sparten der Krimina-
lität aktiv: Drogenhandel, Schutz-
gelderpressung, illegaler Abbau
inMinen, illegales Anzapfen von
Ölfeldern. Vor allem im Drogen-
handel ist dasCJNGhervorragend
organisiert. Die Kartellbosse ha-
ben die einzelnenArbeitsschritte
auf spezialisierte Untergruppen
aufgeteilt. Spezialisten kümmern
sich um den Import von Vorpro-
dukten synthetischerDrogen aus
China, Produktion, Vertrieb oder
Bestechung.

Angeführt wird das Kartell von
Nemesio Oseguera Cervantes
alias ElMencho. Für die Festnah-
mevon ElMencho haben die USA
ein Lösegeld von 15 Millionen
Dollar ausgesetzt. Aktuell ist
das CJNG der grösste Rivale des
Sinaloa-Kartells. Sollten die
Machtkämpfe nach demAbgang

von El Mayo das Kartell weiter
schwächen, könnte das CJNG gar
die führende Rolle übernehmen.

—Carteles Unidos: Geschäfte
mit Avocados und Zitronen
Die Carteles Unidos («Vereinigte
Kartelle») haben ihrenUrsprung
im Bundesstaat Guerrero an der
Pazifikküste. Sie entstanden als
Zusammenschluss kleiner krimi-
neller Organisationen, die sich
gegen grössere kriminelle Orga-
nisationenwie das CJNGbehaup-
ten wollten. Die Carteles Unidos
sind auch im Drogenhandel
aktiv, bekannt sind sie vor allem
für Schutzgelderpressung in der
Landwirtschaft. Dies betrifft vor
allem Bauern, die Avocados und
Zitronen anbauen.Die US-Regie-

rung hat schon unter Joe Biden
einen vorübergehenden Import-
stopp für Früchte aus der betrof-
fenen Region verhängt.

—Das Golf-Kartell:
Seit den 30er-Jahren aktiv
Das Golf-Kartell ist eine der
ältesten kriminellen Organisa-
tionen Mexikos. Es entstand in
den 1930er-Jahren während der
Prohibition und wuchs durch
Allianzen mit kolumbianischen

Kartellen undmexikanischenBe-
hörden. In den letzten Jahren hat
das Golf-Kartell allerdings an
Einfluss verloren, weil es sich
in mehrere rivalisierende Frak-
tionen aufgespalten hat. Sein
AnführerOsiel Cárdenas Guillén,
genannt ElMataAmigos (Freun-
demörder), wurde 2010 in den
USA verurteilt und 2023 nach
Mexiko abgeschoben.

—Weitere Gruppierungen in
Mexiko und anderen Ländern
Auf der schwarzen Liste befindet
sich gemäss der «New York
Times» auch das Nordostkartell.
Dieses ist aus den Zetas hervor-
gegangen, einer Eliteeinheit des
Golf-Kartells. Auf härtere Mass-
nahmen aus den USAmuss sich
die Familia Michoacana gefasst
machen. Diese ist vor allem we-
gen ihres Gründers NazarioMo-
reno bekannt, eines evangelika-
len Predigers. Auf der Liste sind
nicht nurmexikanische Kartelle,
sondern auch andere kriminelle
Organisationenwie dieMaras in
El Salvador, Tren de Aragua in
Venezuela und der kolumbiani-
sche Golf-Clan.

El Chapos Erben und ElMencho:
Auf diese Kartellbosse hat es Trump abgesehen
Schwarze Liste der USA Der US-Präsident will Drogenkartelle wie Terrororganisationen behandeln.
Umwelche Kartelle es geht – und was sie so stark macht.

Im Drogenkrieg gefordert: US-Einsatzkräfte an der amerikanisch-mexikanischen Grenze. Foto: John Moore (AFP)

El Chapo ist im Gefängnis, sein
Kartell geschäftet weiter. Foto: AFP

Nach Mexiko abgeschoben: Osiel
Cárdenas Guillén. Foto: AFP

Das CJNG terrorisiert in Mexiko
ganze Landstriche. Foto: AFP
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Bildung, Gesellschaft, Familie:
Der 33-jährige Zürcher National-
rat Benjamin Fischer ist seit kur-
zem in der SVP Schweiz für die-
se Dossiers zuständig. In seiner
Verantwortung ist ein neues Bil-
dungspapierentstanden,dasweit-
reichendeReformen in derVolks-
schule fordert.Manche Forderun-
gendecken sichmit jenenderFDP,
womit sie in mehreren Kantonen
Mehrheiten finden dürften.

Herr Fischer, in ihrem neuen
Bildungspapierwarnt die SVP
vor «ausser Kontrolle geratenen
Verständigungsproblemen»
in den Schulen.Was bringt Sie
zu diesem drastischen Schluss?
Unsere Volksschule befindet
sich imNiedergang. Studien zei-
gen, dass jede zehnte Person
in der Schweiz einfache Sätze
nicht erfassen kann. Das sind
fast eine Million Menschen! Gar
jeder Fünfte hat Mühe, längere
Texte zu verstehen. In Schulen
mit vielen fremdsprachigen Kin-
dern bestehen massive Verstän-
digungsprobleme, die Lehrkräf-
te kommen nicht mehr zurecht.

Das klingt sehr pauschal –
haben Sie konkrete Beispiele?
Ja, sogar aus eigener Erfahrung:
Wir haben bis vor kurzem in Vol-
ketswil gewohnt. Mein älterer
Sohn war im Kindergarten das
einzige Kind ohne Migrations-
hintergrund.Heute spricht ein er-
heblicher Teil der Kinder in Städ-
ten und Agglomerationen kein
Deutsch,wenn sie in den Kinder-
garten kommen. Die SVP fordert,
dass alle Kinder in derRegelklasse
Deutsch verstehen und sprechen.

Sie fordern, dass zugezogene
ausländische Kinder
zwingend bis zu ein Jahr in
eine Integrationsklasse gehen
müssen, um intensivDeutsch
zu lernen.Warum geht das dort
besser als in der Regelklasse?
Sie stellen die falsche Frage. Ein
Kind lernt in der Regelklasse gut
Deutsch, wenn die Mehrheit der
Mitschülerdie Sprache beherrscht
– das stimmt.Wirhaben aber eine
andere Realität: In der Agglome-
ration und den Städten sprechen
sehrviele Kinder keinDeutsch.Es
geht dort also nicht umdie Frage,
ob diese Kinder integriert oder
separiert besser Deutsch lernen,
sondern darum, ob der Unter-
richt überhaupt noch gewährleis-
tet werden kann.

Mit gezielter Frühförderung
würden die betroffenen Kinder
bereits vor demEintritt in den
Kindergarten Deutsch lernen.
Aber da ist die SVPdagegen.
Das passt nicht zusammen.
Kinder sollen in diesem Alter
Kinder sein dürfen,unddie Eltern
sollen selbst entscheiden können.
Wir möchten nicht, dass die Kin-
dernoch früherals ohnehin schon
in schulischen Strukturen funk-
tionieren müssen.

Siewollen in diesen
Spezialklassen nurKinder
mit sprachlichen Defiziten

spezifisch fördern.
Was ist mit Kindernmit
anderem Förderbedarf?
Sprechen wir jetzt einfach von
Kindern, die ihre Stärken und
Schwächen haben?

Wir sprechen zumBeispiel von
Kindern, die eine Dyskalkulie,
einADHS oder eine geistige
Beeinträchtigung haben.
Viele dieser Fälle sindwegen des
integrativen Unterrichts in der
Regelklasse und kommen dort
nicht mit. Die Integration ist ge-
scheitert. Und zwar nicht wegen
derKindermit Behinderung, son-
dern wegen der Verhaltensauf-
fälligen. Viele Lehrkräfte, die
den Berufmit Herzblut ausgeübt
haben, sind ausgebrannt,weil das
System nicht funktioniert.

Welche Lösung schlagen Sie
vor? Nicht jedes Kindmit ADHS
ist ein Fall für die Sonderschule.
Es kann nicht sein, dass in jeder
Klasse ein oderzwei Kinder sitzen,
die alle anderen stören.Wir brau-

chendaherwiederSonderklassen.
Es sollte nicht nurumdie Bedürf-
nisse der Schwächeren, sondern
auch um jene der stärkeren
Schüler gehen. Auch aus der
Lehrerschaft ist diese Forderung
zuhören.Wirwaren schon immer
gegenden integrativenUnterricht
– ich freuemich,dass die FDPneu
auch für die Abschaffung ist.

Mit einzelnen Förderlektionen
ist es nicht getan.

Die Politik hat zuwenig
in die integrative Schule
investiert.
Das sehe ich dezidiert anders.
Es ist keine Frage des Geldes.
Die Behauptung, eswerde bei der
Bildung gespart, stimmt nicht.
Die Zahlen des Bundesamts für
Statistik zeigen: Die Bildungs-
ausgaben in den Kantonen stei-
gen stetig.

Es gibtwegen des
Bevölkerungswachstums
auchmehrKinder.
Das stimmt, es braucht mehr
Infrastruktur,mehrKlassen.Aber
auch gemessen amBruttoinland-
produkt und den staatlichen
Gesamtausgaben steigen die Bil-
dungsausgaben stetig.Trotzdem
nimmt dieQualität ab.MehrGeld
bedeutet nicht automatisch eine
bessere Bildung – es muss rich-
tig investiertwerden.Kosten sen-
ken liessen sich zum Beispiel,
wenn das krankhafte Diagnosti-
zieren von angeblichen Fehlent-
wicklungen reduziert würde.

Unterstellen Sie damit falsche
oder unnötige Diagnosen
bei Schulkindern?
Diagnosen sind immer auch ge-
sellschaftliche Phänomene und
verändern sich überdie Zeit.Heu-
te müssen wir uns fragen, ob wir
normale Verhaltensweisen von
Kindern pathologisieren. Wenn
in jederKlasse dieHälfte derSchü-
lerinnen und Schüler einen spe-
zifischen Förderbedarf hat, dann
haben nicht die Kinder ein Prob-
lem, sondern das System. Es liegt
nicht in der Natur von Kindern,
den ganzen Tag auf einem Stuhl
zu sitzen. Praktische Tätigkeiten
wie Werken, Bewegen oder Bas-
teln dürfennicht zukurz kommen.

Haben Sie Belege dafür, dass
heutemehrheitlich unnötige
Diagnosen gestellt werden?
DerAnstiegderDiagnosenundder
Kinder mit besonderem Förder-
bedarf ist Beleg genug. Die Zah-
len unterscheiden sich teilwei-
se stark zwischen den Kantonen
– auch das ist auffällig. Ich glau-
be einfach nicht, dass die Kinder
heute soviel problematischeroder
kränker sind als früher.

Einewichtige Rolle schreibt
die SVP in ihrem Papier auch
den Eltern zu. Sie sollen stärker
am Lernerfolg der Kinder
mitwirken.Wasmeinen Sie
damit?
Eltern müssen verstehen,was ihr
Kind in der Schule lernt, wo es
stark ist undwo es Probleme hat.
Dazu ist eswichtig,dass die Eltern
die primäre Landessprache be-
herrschen. Statt Elterninforma-
tionen in allen Sprachen und mit
Dolmetschern abzuhalten,müss-
ten die Elternverpflichtetwerden,
die vorherrschende Landesspra-
che zu lernen. Das wäre auch
wichtig für die Integration in den
Arbeitsmarkt.

Und dafürwürden
flächendeckend öffentliche
Sprachkurse angeboten?
Nein. Es liegt in der Verantwor-
tung jener, die sich integrieren
wollen, die Sprache zu lernen.
Wenn ich in ein anderes Land ge-
henwürde, auswelchen Gründen
auch immer,hätte ich dochdas al-
lergrösste Interesse,michverstän-
digen zukönnen.Wir fordern,dass
die Eltern ihrenAufenthaltsstatus
verwirken, wenn sie sich diesbe-
züglich nicht kooperativ zeigen.

In dieser Logik bräuchte es
auch strengere Regeln für
Expats. Diese leben aber
mit ihren Kindern in einem
Umfeld, in dem oft nur
Englisch gesprochenwird.
Den Kindern von Expats mangelt
es nicht an einer Zukunftspers-
pektive, wenn sie kein Deutsch
sprechen.Sie besuchenhäufig Pri-
vatschulen. Aber wir müssen da-
für sorgen, dasswir eine funktio-
nierende Volksschule mit hoher
Qualität für alle haben.

Bei den Expats ist es in
Ordnung,wenn sie keine
Landessprache sprechen, bei
anderenAusländern nicht?
Dasmüssen Sie erklären.

Nein, auch die Expats sollen eine
Landessprache lernen. Es stört
mich, dass Englisch im öffent-
lichen Raum derart dominant
wird. Aber Expats verursachen
kaumProbleme imSozialsystem.
Sie bezahlen Steuern. Sie sind
gut ausgebildet. Und viele dieser
modernenNomaden ziehennach
einigen Jahren weiter.

Ihre Partei warnt vor
Parallelgesellschaften in
der Schweiz – aber für Expats
gilt das nicht?
Die Gefahr von Parallelgesell-
schaften besteht vor allem in den
Agglomerationen, wo der Wohn-
raum günstiger ist, wo es auch
Sozialwohnungen oder Asylzen-
tren gibt. Dadurch besuchen viele
fremdsprachige Kinder die Schu-
len. Das führt dazu, dass viele
Schweizer Familien wegziehen.

ZumBeispiel Ihre Familie?
Sie sind vonVolketswil nach
Oberweningen gezogen.
Ja, wir sind kein gutes Beispiel.
Wir sind umgezogen, weil mei-
ne Frau in Oberweningen auf-
gewachsen ist. Aber es hat auch
mit denKindern zu tun. Ichbeob-
achte dieses Phänomen auch bei
linksgerichteten Mittelstands-
familien.Wenn die eigenen Kin-
der in die Schule kommen, fin-
den sieMultikulti plötzlich nicht
mehr so lustig. Dann zügeln
sie weg. So entstehen Parallel-
gesellschaften.

Viele der Forderungen in
IhremBildungspapier
entsprechen jenen der FDP.
Sie kopieren freisinnige Ideen.
Sie sind witzig. Es ist genau
umgekehrt. Das sind seit eh und
je unsere Forderungen. Neu ist,
dass sich auch bei den anderen
Parteien und in der Gesellschaft
etwas ändert. Wir können jetzt
in mehreren Kantonen zusam-
men mit der FDP Mehrheiten
schaffen. Zum Beispiel im Inku-
batorkantonAargau: Dort haben
wir eine SVP/FDP-Mehrheit und
Martina Bircher als neue SVP-
Bildungsdirektorin. Auch in Zü-
rich sieht es danach aus, dass
Mehrheiten für eine vernünftige
Bildungspolitik möglich sind.

Sie sprechen dieAbschaffung
von Frühfranzösisch an.
Dazu gibt es in Zürich
einen neuenVorstoss.
Fürdie SVP ist eine Fremdsprache
in der Primarschule genug. Wel-
che das ist, müssen die Kantone
selber entscheiden.

Wiewerden Sie jetzt
weiter vorgehen?
Wir werden unsere Vorstösse
koordiniert einreichen – ob sie
von uns, von der FDP oder von
einer anderen Partei kommen,
ist irrelevant. Es geht nur umdas
Ziel. Allein die SVP hat in sechs
Kantonen Bildungsdirektoren,
dazu kommen jene der FDP.
Prioritär ist die Abschaffung des
integrativen Unterrichts. Auch
die sprachlichen Integrations-
klassen wollen wir einführen,
auch hier gibt es Mehrheiten
mit der FDP.

«Unsere Volksschule
befindet sich imNiedergang»
Benjamin Fischer Die SVP fordert in einem neuen Bildungspapier weitreichende Schulreformen –
etwa Spezialklassen für fremdsprachige Kinder. Der verantwortliche Nationalrat sagt, wie er jetzt Mehrheiten schaffen will.

«Die SVP fordert,
dass alle
Kinder in
der Regelklasse
Deutsch
verstehen
und sprechen.»

«Wir waren schon immer gegen den integrativen Unterricht»:
Der Zürcher Nationalrat Benjamin Fischer ist bei der SVP zuständig für Bildungspolitik. Foto: Jonathan Labusch


